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NEWS VON KYTAX CONSULTING 
  

 

 

Wir wünschen Ihnen einen 

erfolgreichen Juni und ersuchen 

um Koordination der Lohnver-

rechnung bzw. Buchhaltungs-

tätigkeiten! 

 

 

 Urlaubsplanung und Umsatzsteuer 
 

Werte KlientInnen: 

 

Der Juni bringt uns nun eine feiertagsfreie Zeit mit vielen Arbeitstagen. Dies 

hilft, uns auf die zweite Jahreshälfte vorzubereiten und zu sehen, dass unsere 

Geschäfte gut funktionieren. 

 

Vielleicht nutzen Sie auch die Vorsaison im Juni Ihren heiß ersehnten 

Sommerurlaub anzutreten – was man bei der aktuellen Wetterlage sehr gut 

verstehen kann. Dazu wünschen wir Ihnen einen schönen Urlaub und eine 

gute Erholung. 

 

Wir möchten alle KlientInnen, die Lohnverrechnung und/oder eine monat-

liche Buchhaltung bei uns durchführen lassen, bitten uns über Ihre Urlaubs-

planung zu informieren, damit wir die Übermittlung der Abrechnungen der 

Lohnverrechnung sowie die Durchführung der Umsatzsteuervoranmeldung 

gut planen können. Melden Sie sich bitte kurz bei Ihrem Betreuer/Ihrer 

Betreuerin und planen Sie die nächsten Durchführungen der Lohnverrech-

nung bzw. Buchhaltung. Dies hilft auch uns, unsere Kapazitäten während der 

Sommermonate besser planen zu können! 

 

 

Wir wünschen Ihnen einen 

erfolgreichen Juni! 

 

Mag. Christa & Dr. Hubert Kienast 

sowie das Team der kytax consulting 
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NEWS AUS DER UNTERNEHMENSBERATUNG 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

Mit dem Beginn des Sommers 

ist das erste Geschäftshalbjahr 

vorüber und es ist sinnvoll, eine 

erste Bilanz zu ziehen. Wie 

verhalten sich Umsätze, 

Mitarbeiterkapazitäten, 

Lieferfristen etc.? 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

Planung des zweiten Halbjahres 
 

Mit dem Ende des ersten Halbjahres ist es sinnvoll, Bilanz zu ziehen und zu 

überprüfen ob und in welchem Ausmaß die aufgestellten Ziele erreicht 

wurden. Dazu gibt es einige Fragen zu beantworten: 

 

 Haben sich die Umsätze wie erwartet entwickelt? 

 Wie sieht die Auftragslage für das zweite Halbjahr aus? 

 Wie verhalten sich unsere Lieferfristen und die unserer Lieferanten? 

 Wie verhalten sich die Kapazitäten unserer Mitarbeiter? 

 Benötigen wir neue MitarbeiterInnen oder haben wir aktuell viele 

Stehzeiten? 

 Wie verhalten sich die generellen Kosten im Unternehmen? 

 

Aus den Antworten auf diese Fragen sollte die Strategie für die zweite 

Hälfte des Geschäftsjahres abgeleitet werden. Wenn die Umsätze gesunken 

sind, die Auftragslage für das zweite Halbjahr nicht besser ist und wir bei 

den Mitarbeitern große Stehzeiten verzeichnen, dann ist dringender Bedarf 

die Verkaufszahlen wieder anzukurbeln. In diesem Fall müssen zunächst 

die Bestandskunden kontaktiert und nach ihren Plänen gefragt werden so-

wie weiters auch mögliche Verkaufsaktionen bezogen auf einzelne Pro-

dukte oder Produktreihen überlegt werden. Es ist die Urlaubsplanung der 

Mitarbeiter zu überdenken; vielleicht können Urlaube vorgezogen werden 

und so Kapazitäten für das zweite Halbjahr besser verteilt werden …  

 

Sind die Umsätze besser als erwartet, und die Kapazitäten der Mitarbeiter 

knapp, unsere Lieferfristen zu lange, dann ist zu überlegen, wie wir die 

Kapazität erhöhen können bzw. was man kurzfristig tun kann um den Ver-

pflichtungen nachzukommen. Hier bieten sich viele Möglichkeiten von 

einer Aufnahme externer Mitarbeiter/Leihpersonal bis hin zu Outsourcing 

von Teilbereichen. Übersehen Sie allerdings bitte nicht, dass Sie auf alle 

Tätigkeiten, die ausgelagert werden, noch immer eine Gewinnmarge ver-

zeichnen können. Ist dies nicht der Fall, dann überdenken sie dies noch und 

schauen, dass Sie anderwärtig Kapazitäten erübrigen können, in dem z.B: 

Mitarbeiter vorrübergehend Ihre Stunden erhöhen etc.  

 

Wichtig ist, dass man sich über den aktuellen Geschäftsgang Gedanken 

macht, denn jetzt ist noch Zeit eine Veränderung, in welcher Form auch 

immer, herbeizuführen! 

 

Dr. Hubert Kienast, Systemischer Coach und Unternehmensberater 
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NEWS AUS DER STEUERBERATUNG 
  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die bisherigen 

Betrachtungszeiträume bei 

Liebhaberei wurden sowohl für 

kleine als auch für große 

Vermietungen um jeweils 5 Jahre 

verlängert. 

. 

. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 Verlängerung des Liebhaberei-
Prognosezeitraums 
 

Werden Tätigkeiten ohne Gewinnerzielungsabsicht ausgeübt, werden diese 

im Steuerrecht als Liebhaberei bezeichnet. Gewinne aus der Liebhaberei sind 

nicht steuerpflichtig, umgekehrt dürfen Verluste aus Liebhaberei (z.B. durch 

hohe Abschreibungen) jedoch weder mit anderen Einkünften ausgeglichen 

noch in Folgejahren vorgetragen werden. Bestehen Zweifel, ob eine Ein-

kunftsquelle zukünftig einen Einkünfteüberschuss abwerfen wird, muss eine 

Prognoserechnung erstellt werden. Die LiebhVO hilft, verlustbringende von 

ertragsreichen Tätigkeiten klar abzugrenzen. 

 

Große und kleine Vermietung 

In der Liebhabereiverordnung wird zwischen „großer“ und „kleiner“ Ver-

mietung unterschieden. Die Bewirtschaftung von Eigenheimen, Eigentums-

wohnungen und Mietwohngrundstücken mit qualifizierten Nutzungsrechten 

ist als kleine Vermietung zu qualifizieren. Darunter fällt beispielsweise die 

Vermietung von Einfamilienhäusern, Eigentumswohnungen sowie einzelnen 

Apartments. Wird hingegen eine hier genannte Immobilie nicht für Wohn-

zwecke vermietet oder wird eine größere Anzahl von Eigentumswohnungen 

vermietet, stellt dies in der Regel eine große Vermietung dar. 

Änderungen der LiebhVO 

Gemäß der LiebhVO liegt Liebhaberei dann vor, wenn die Tätigkeit in einem 

absehbaren Zeitraum keinen Gesamtgewinn bzw. Gesamtüberschuss der Ein-

nahmen über die Werbungskosten erwarten lässt. 

Bei kleiner Vermietung gilt als absehbarer Zeitraum: 

• 25 Jahre (bisher: 20 Jahre) ab Beginn der entgeltlichen Überlassung 

• höchstens 28 Jahre (bisher: 23 Jahre) ab dem erstmaligen Anfallen 

von Aufwendungen. 

Bei großer Vermietung gilt hingegen als absehbarer Zeitraum: 

• 30 Jahre (bisher: 25 Jahre) ab Beginn der entgeltlichen Überlassung 

• Höchstens 33 Jahre (bisher: 28 Jahre) ab dem erstmaligen Anfallen 

von Aufwendungen. 

Die Änderungen sind bei entgeltlicher Gebäudeüberlassung anzuwenden, bei 

denen der absehbare Zeitraum nach dem 31.12.2023 beginnt. 
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Eine Entscheidung des 

Bundesfinanzgerichtes zeigt 

erneut, dass durch 

Doppelbesteuerungsab-

kommen zwar die juristische 

Doppelbesteuerung (selbes 

Einkommen bei selber Person), 

nicht aber die wirtschaftliche 

Doppelbesteuerung (selbes 

Einkommen bei anderer 

Person) vermieden wird. 

 

  

Ausländische Quellensteuern bei 
steuerfreien Beteiligungserträgen 
 

Ein Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) regelt, welcher von zwei 

Staaten sein innerstaatliches Steuerrecht anwenden darf, also letzten Endes 

die Einkünfte einer Person besteuern darf und welcher Staat ganz oder teil-

weise auf seine Besteuerung verzichten muss. Ziel ist eine Einmalbe-

steuerung von Einkünften. Das Bundesfinanzgericht (BFG) hatte in einem 

Fall zu entscheiden, ob eine Anrechnung von ausländischen Quellen-

steuern auf die Zwischen- bzw. Körperschaftsteuer einer Privatstiftung 

möglich ist. 

Sachverhalt 

Im gegenständlichen Fall erzielte die Beschwerdeführerin, eine öster-

reichische Privatstiftung, Einkünfte aus ausländischen Beteiligungen. Für 

diese wurden im Einklang mit dem jeweils anwendbaren DBA Quellen-

steuer einbehalten, wobei das DBA zur Vermeidung einer doppelten 

Steuerlast die Anrechnungsmethode vorsah. Aufgrund der Anrechnungs-

methode kann eine solche Quellensteuer auf die nationale Körperschaft-

steuerschuld angerechnet werden. Eine Anrechnung ist jedoch nur in Höhe 

der auf die ausländischen Einkünfte entfallenden österreichischen Steuer 

möglich. 

Im gegenständlichen Fall waren die Beteiligungserträge nach 

österreichischem Recht allerdings steuerbefreit. Der Anrechnungshöchst-

betrag wurde vom Finanzamt daher mit € 0,00 festgesetzt. Die Privat-

stiftung erhob gegen den Bescheid des Finanzamts Beschwerde an das 

BFG und begehrte die Anrechnung der Quellensteuer auf die Körper-

schaftsteuer (Zwischensteuer) bzw. die Anrechnung auf eine später an-

fallende Kapitalertragsteuer auf Ebene der Begünstigten der Privatstiftung. 

Entscheidung des BFG 

Das BFG bejahte mit Hinweis auf die einschlägige VwGH-Recht-

sprechung zunächst die theoretische Möglichkeit der Anrechnung einer 

Quellensteuer auf die Zwischensteuer einer Privatstiftung. Können aber 

getätigte Zuwendungen von der Zwischensteuer abgezogen werden und 

führt dies zum Entfall der Zwischenbesteuerung, sei die Anrechnung von 

ausländischen Quellensteuern laut dem VwGH nicht mehr möglich. 

Dasselbe müsse – so das BFG – bei der Erzielung steuerbefreiter 

Einkünfte gelten. 

Auch das Unionsrecht stehe der Entscheidung nicht entgegen, da der 

Europäische Gerichtshof in vergleichbaren Fällen bereits erkannt hatte, 
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dass kein Verstoß gegen Unionsrecht vorliege. Die Frage nach einer 

möglichen Anrechnung auf eine spätere Kapitalertragsteuerlast sah das 

BFG nicht als entscheidungserheblich an. Diese Frage sei nicht im Körper-

schaftsteuerverfahren der Privatstiftung, sondern vielmehr im Einkommen-

steuerverfahren der jeweiligen Begünstigten zu klären. Nichtsdestotrotz 

merkte das BFG an, dass eine solche Anrechnung (anders als bei der 

Körperschaftsteuer) gesetzlich gar nicht vorgesehen sei. 

 

 

 

 

 

Das Finanzministerium hat häufig 

gestellte Fragen zum Thema 

„Umsatzsteuerbefreiung bei 

Photovoltaikanlagen“ 

beantwortet. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Umsatzsteuerbefreiung bei Photovoltaik-
anlagen 
 

In den Veranlagungsjahren 2024 und 2025 sind Lieferungen, innerge-

meinschaftliche Erwerbe, Einfuhren sowie Installationen von Photovoltaik-

modulen (echt) umsatzsteuerbefreit, soweit diese eine Engpassleistung von 

maximal 35 kWp aufweisen und sich auf oder in der Nähe von bestimmten 

Gebäuden befinden. Zudem darf für die betroffene PV-Anlage bis zum 

31.12.2023 kein Antrag auf Investitionszuschuss nach dem Erneuerbaren-

Ausbau-Gesetz eingebracht worden sein.  

Zeitraum der Regelung 

Die Regelung gilt vom 1.1.2024 bis zum 31.12.2025. Werden PV-Anlagen 

gekauft, ohne dass diese der Verkäufer installiert, kommt es auf den Zeit-

punkt an, in dem der Käufer die Verfügungsmacht über die Photovoltaik-

module erlangt. Hat der Verkäufer die Photovoltaikmodule hingegen auch zu 

installieren, ist der Zeitpunkt der Abnahme entscheidend. Der Zeitpunkt des 

Abschlusses des Kaufvertrages oder der Zeitpunkt der Rechnungslegung ist 

nicht von Bedeutung. 

  Begünstigte Nebenleistungen 

Unselbständige Nebenleistungen teilen das umsatzsteuerliche Schicksal der 

Lieferung des Photovoltaikmoduls. Dies ist etwa der Fall, wenn der Ver-

käufer PV-Module inklusive Zubehör und Speicher liefert und montiert oder 

Planungsleistungen erbringt. 

Erweiterung einer bestehenden Anlage 

Der Nullsteuersatz gilt auch, wenn eine PV-Anlage durch eine Lieferung von 

PV-Modulen erweitert wird, soweit die Engpassleistung insgesamt nicht 

mehr als 35 kWp beträgt. Das bloße Nachrüsten einer bestehenden Anlage 

mit einem Speicher unterliegt hingegen dem Normalsteuersatz. 
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Dach- sowie gebäudeintegrierte PV-Anlagen 

Grundsätzlich gilt die Regelung auch in gleicher Weise für dachintegrierte 

und gebäudeintegrierte Anlagen. Bei einer dachintegrierten PV-Anlage wird 

diese direkt in die Dachstruktur eingebaut (z.B. Solardachziegel) und ersetzt 

herkömmliche Dachmaterialien wie Dachziegel. Bei gebäudeintegrierten An-

lagen ist die Photovoltaikanlage in der Gebäudehülle (Fassade) integriert. 

Wird im Rahmen einer Dachsanierung eine PV-Anlage geliefert, sind nur die 

photovoltaikspezifischen Kosten begünstigt. Kosten, die der Dachkonstruk-

tion allgemein zuzuordnen sind, unterliegen nicht dem Nullsteuersatz. 

Reparatur einer PV-Anlage 

Grundsätzlich sind Reparaturdienstleistungen an PV-Anlagen nicht be-

günstigt. Wenn die Reparatur jedoch im Austausch eines Photovoltaikmoduls 

besteht, liegt die Lieferung eines Photovoltaikmoduls vor, welche dem Null-

steuersatz unterliegt. 

Regelung gilt für Voll- bzw. Überschusseinspeiser und für den soge-

nannten Inselbetrieb 

Der Nullsteuersatz kommt bei allen Nutzungstypen (siehe Photovoltaik-

erlass) zur Anwendung. 

Kein Nullsteuersatz bei Photovoltaikanlagen, deren Engpassleistung 

über 35 kWp liegt 

Photovoltaikanlagen auf oder in der Nähe von Gebäuden sind nur bis zu 

einer gesamten Engpassleistung von 35 kWp begünstigt. 

 
   

 
 

 

 

 

 

 

 

Insbesondere im Hinblick auf 

Ausnahmen und potenzielle 

zukünftige Gesetzesänderungen 

sollte eine genaue 

Differenzierung für Spenden aus 

 Umsatzsteuerliche Behandlung von betrieb-
lichen Sachspenden 
 

Umsatzsteuerbare Umsätze umfassen Lieferungen sowie sonstige Lei-

stungen. Unentgeltliche Entnahmen durch den Unternehmer sind ebenfalls 

als Lieferung anzusehen und somit in der Regel als steuerbare und steuer-

pflichtige Umsätze einzustufen. Der Unternehmer wird hierbei einem End-

verbraucher gleichgestellt.  

Geld- und Sachspenden 

Spenden sind Leistungen, die einer begünstigten Organisation bzw. Person 

zugutekommen, wobei dafür keine Gegenleistung verlangt wird. Unter 

diesen Begriff fallen neben Geld- auch Sachspenden. Werden diese aus dem 
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dem Betriebsvermögen 

vorgenommen werden, um die 

Umsatzsteuerpflicht beurteilen 

zu können. 

 

 

 

 

 

Unternehmensbereich getätigt, stellen sie Entnahmen für unentgeltliche 

Zuwendungen dar und unterliegen damit der Eigenverbrauchsbe-

steuerung. Die für die anfallende Umsatzsteuer relevante Bemessungs-

grundlage ergibt sich aus dem Einkaufspreis und den mit dem Kauf ver-

bundenen Nebenkosten oder, bei eigener Herstellung, aus den Selbstkosten 

im Zeitpunkt des Umsatzes. Im Zusammenhang mit dem Einkaufspreis ist 

daher der Zustand des Gegenstands zu beachten, da es nicht um den 

historischen, sondern den aktuellen Einkaufspreis geht. Dies kann z.B. für 

die Entnahme von Lebensmitteln relevant sein. Könnten entnommene 

Lebensmittel aufgrund gesetzlicher Vorschriften nicht mehr verkauft werden, 

ist der Wert im Zeitpunkt der Entnahme und damit auch die 

Bemessungsgrundlage null, wodurch keine Umsatzsteuerschuld entstehen 

würde. 

In der derzeit in Begutachtung befindlichen Fassung des Abgabenänderungs-

gesetzes 2024 ist eine ausdrückliche Ausnahme der Spenden von be-

stimmten Lebensmitteln an begünstigte Einrichtungen von der Umsatz-

steuerpflicht vorgesehen. Die endgültige Regelung durch den Gesetzgeber 

bleibt abzuwarten. 

Hilfsgüterlieferungen ins Ausland 

Gemäß Verordnung des Finanzministers können entgegen obiger Aus-

führungen Hilfsgüterlieferungen von Unternehmen im Rahmen von 

nationalen oder internationalen Hilfsprogrammen, die grundsätzlich dem 

Entnahmeeigenverbrauch unterliegen würden, in Notstandsfällen als nicht 

steuerbare Umsätze behandelt werden. Hierfür müssen sämtliche der 

folgenden Voraussetzungen erfüllt sein: 

• Der Bestimmungsort der Hilfsgüter muss in einem Staat liegen, der 

in der Verordnung ausdrücklich genannt wird (z.B. Ukraine), wobei 

die widmungsgemäße Verbringung in den begünstigten Staat nach-

gewiesen und dem Finanzamt vorab schriftlich angezeigt werden 

muss. 

• Darüber hinaus darf dem Abnehmer weder Umsatzsteuer angelastet 

werden noch eine Berechtigung des Empfängers auf Vorsteuerabzug 

für die erhaltenen Hilfsgüter bestehen. 

Bei entgeltlichen Lieferungen ist schließlich zu beachten, dass die Lieferung 

an eine 

• Körperschaft des öffentlichen Rechts oder an eine Körperschaft, 

Personenvereinigung oder Vermögensmasse, die gemeinnützige, 

mildtätige oder kirchliche Zwecke verfolgt, geleistet wird. 

• Der Steuervorteil muss darüber hinaus den Zwecken der Hilfsaktion 

zugutekommen. 
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• Die Lieferung muss nicht direkt ins Ausland erfolgen, sondern kann 

auch an eine inländische Organisation geleistet werden, die ein Hilfs-

programm in einem entsprechenden Staat betreut. 

Unter die Befreiung können somit beispielsweise Sachspenden an Nachbar in 

Not, das Rote Kreuz, die Caritas usw. fallen. Zur genauen Prüfung im Einzel-

fall empfehlen wir unsere Beratung.  

   
 

 

                   

 

 

 

 

 

 

 

 

Das Bundesfinanzgericht hat zwar 

die Anwendung der 

Gebührenbefreiung auf 

Hotelpachtverträge bejaht, das 

Finanzamt hat dagegen aber 

Amtsrevision erhoben. Bei noch 

nicht vergebührten 

Hotelpachtverträgen sollte daher 

eine Gebührenanzeige in Betracht 

gezogen werden. 

 

 

 

 

 

  

 

 

 Rechtsgeschäftsgebühr für Hotelpacht-
verträge 
 

Im Zusammenhang mit einem Hotelpachtvertrag war in einem Verfahren vor 

dem Bundesfinanzgericht (BFG) fraglich, ob die Gebührenbefreiung für 

Wohnungsmietverträge auch auf Bestandsverträge zwischen dem Eigentümer 

der Immobilie und der Betreibergesellschaft von Beherbergungsunternehmen 

(Hotelbetrieb) als Bestandnehmerin anwendbar ist. 

Ausgangspunkt des Verfahrens war ein Pachtvertrag über ein zu errichtendes 

Hotel, welches aus einzelnen Apartments bestand, die 86% der Gesamtfläche 

des Gebäudes ausmachten. Das Finanzamt setzte die Rechtsgeschäftsgebühr 

mit rund € 400.000.- fest, wogegen die Pächterin Beschwerde erhob und im 

Verfahren vorbrachte, dass der Pachtvertrag nicht der Rechtsgeschäftsgebühr 

unterliege, weil die Befreiungsbestimmung für die Miete von Wohnräumen 

anwendbar sei. Über diese Anwendbarkeit hatte in weiterer Folge das BFG 

zu entscheiden. 

Urkunde mit ausreichendem Inlandsbezug 

Bestandverträge unterliegen der Rechtsgeschäftsgebühr, wenn über diese 

Verträge eine Urkunde mit ausreichendem Inlandsbezug errichtet wird. 

Darunter fällt etwa der Abschluss eines schriftlichen Mietvertrages in 

Österreich. Ein schriftliches Vertragsangebot, das ausschließlich mündlich 

oder durch schlüssige Handlung angenommen wird, ist hingegen keine 

Urkunde im gebührenrechtlichen Sinn und löst damit keine Gebührenpflicht 

aus. Gebührenfrei sind hingegen Mietverträge betreffend Wohnräume. 

Auslegung des Begriffs „Wohnräume“ 

Das BFG befasste sich daher primär mit der Auslegung des Begriffs 

„Wohnräume“. Nach den Gesetzesmaterialien besteht der Zweck der Ge-

bührenbefreiung darin, eine Belastung des Tourismus mit Gebühren aus 

Bestandsverträgen zu vermeiden. Konsequenterweise müsse die Vermietung 

von Nächtigungsmöglichkeiten in Hotels bzw. Apartments daher als 
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gebührenbefreite Vermietung von Wohnräumen zu qualifizieren sein. Der 

VwGH qualifizierte bisher Wohnräume als Gebäude oder Gebäudeteile, die 

überwiegend Wohnzwecken dienen und dazu bestimmt sind, in abge-

schlossenen Räumen privates Leben, speziell auch Nächtigungen, zu 

ermöglichen. 

Pachtgegenstand des Vertrages als Wohnraum qualifiziert 

Laut BFG entsprechen die Apartments im konkreten Fall dieser Quali-

fikation, da in ihnen privates Leben stattfinde, wobei es nicht unbedingt auf 

die Dauer ankomme. Aufgrund des großen Anteils an Apartments in dem 

Hotel wurde der Pachtgegenstand des Vertrages als Wohnraum qualifiziert. 

Der Bestandvertrag müsse außerdem nicht unmittelbar der Befriedigung 

eines persönlichen Wohnbedürfnisses des Bestandnehmers dienen. Vielmehr 

sei die sachliche Bestimmung des Bestandobjektes ausschlaggebend. Somit 

wurde im gegenständlichen Fall vom BFG die Gebührenbefreiung für 

Pachtverträge über die Miete von Wohnräumen bejaht. 

Hinweis 

Das BFG hat zwar nach seiner jüngsten Rechtsprechung die Anwendung der 

Gebührenbefreiung auf Hotelpachtverträge bejaht. Das Finanzamt hat gegen 

diese Rechtsansicht allerdings Amtsrevision beim Verwaltungsgerichtshof 

(VwGH) erhoben. Bei noch nicht vergebührten Hotelpachtverträgen sollte 

daher sicherheitshalber eine Gebührenanzeige in Betracht gezogen werden, 

da der VwGH die Rechtsansicht des BFG nicht teilen muss und dessen 

Entscheidung daher abzuwarten ist 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 Vergütungen für Diensterfindungen 
 

Ausgangspunkt des Verfahrens war eine GmbH, in welcher der Revisions-

werber als Prokurist und später als Geschäftsführer tätig war. Gemeinsam mit 

anderen Mitarbeitern schuf der Betroffene eine Diensterfindung, für die 1998 

ein Patent angemeldet und 2004 die Patentschrift erteilt wurde. 2018 endete 

der Patentschutz. 

Im strittigen Zeitraum 2016 bis 2018 hatte der Betroffene auf Basis des Ge-

schäftsführervertrags eine gewinnabhängige Erfolgsprämie in der Höhe von 

7% erhalten, die teilweise auf die Diensterfindung zurückzuführen war. Für 

diese Erfolgsprämie machte er die Anwendung des Hälftesteuersatzes 

geltend. Das Finanzamt versagte jedoch die Anwendung des Hälftesteuer-

satzes, da nach Ansicht des Finanzamts die gewährte Erfolgsprämie kein 
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Der Verwaltungsgerichtshof 

(VwGH) hatte jüngst über die 

begünstigte Besteuerung von 

Vergütungen für 

Diensterfindungen zu entscheiden. 

Es wurde beurteilt, ob eine 

gewinnabhängige Erfolgsprämie 

teilweise dem Hälftesteuersatz 

unterliegt. 
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gesondertes Entgelt zur Abgeltung der Diensterfindung darstellte. Es sei 

keine besondere Vergütung für eine Diensterfindung vereinbart, sondern eine 

Erfolgsprämie von 7% festgelegt worden, die dem Steuerpflichtigen unab-

hängig von einer allfälligen Diensterfindung zugestanden sei. Das Bundes-

finanzgericht (BFG) folgte der Auffassung des Finanzamts, sodass letztlich 

der VwGH über den Sachverhalt zu entscheiden hatte. 

Begünstigung steht nur dem Erfinder zu 

Sind im Einkommen Einkünfte aus der Verwertung patentrechtlich ge-

schützter Erfindungen durch andere Personen enthalten, so ermäßigt sich der 

Steuersatz für diese Einkünfte auf die Hälfte des auf das gesamte Ein-

kommen entfallenden Durchschnittssteuersatzes. Diese Begünstigung steht 

nur dem Erfinder selbst zu. Der ermäßigte Steuersatz steht auch nur für 

Veranlagungszeiträume zu, für die der Patentschutz aufrecht ist. 

Im gegenständlichen Fall ist für die Anwendbarkeit des Hälftesteuersatzes 

entscheidend, ob bzw. inwieweit in den Einkünften des Betroffenen Ein-

künfte aus der Verwertung patentrechtlich geschützter Erfindungen enthalten 

sind. Grundsätzlich erfordern Einkünfte aus der Verwertung patentrechtlich 

geschützter Erfindungen einen Kausalzusammenhang zwischen der Er-

findung und dem Vermögenszuwachs in der Form, dass die Einkünfte als 

Gegenleistung für die Einräumung der Verwertungsmöglichkeit anzusehen 

sind. 

Begleitrechnung ist anzustellen 

Der VwGH vertrat im konkreten Fall die Ansicht, dass auch eine Vergütung 

für Diensterfindungen in Form einer Gewinnbeteiligung, deren Höhe erfolgs-

abhängig gedeckelt und durch die eine Belastung des Dienstgebers aus dem 

Vergütungsanspruch in Verlustjahren ausgeschlossen wird, möglich ist. Ist 

die Diensterfindungsprämie Teil einer allgemeinen Erfolgsprämie, die sich 

nicht an der konkreten Verwertung der Diensterfindung orientiert, dann muss 

für die Anwendung der Halbsatzbegünstigung eine Begleitrechnung ange-

stellt werden, inwieweit die Erfolgsprämie im jeweiligen Veranlagungsjahr 

der Diensterfindung zuzurechnen ist. In diesem Ausmaß ist von einem 

Kausalzusammenhang zwischen der Erfindung und der Prämie auszugehen. 

Da eine solche Begleitrechnung im gegenständlichen Fall vorlag, konnte für 

den kausalen Teil der Erfolgsprämie die Halbsatzbegünstigung in Anspruch 

genommen werden. 

Hinweis 

Sollten Sie in ihrem Arbeitsumfeld mit Diensterfindungen in Berührung 

kommen, empfehlen wir eine frühzeitige Planung und umfassende Beratung, 

da bei der Ausgestaltung von Arbeitsverträgen neben arbeitsrechtlichen 
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Fragestellungen immer auch steuerrechtliche Probleme zu berücksichtigen 

sind. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Mittelpunkt der geschäftlichen 

Oberleitung ist dort, wo der für die 

Geschäftsleitung entscheidende 

Wille gebildet wird, somit die für 

die Führung des Unternehmens 

notwendigen und wichtigen 

Maßnahmen getroffen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  
Ort der Geschäftsleitung einer ausländischen 
GmbH 
 

Körperschaften, die im Inland ihre Geschäftsleitung oder ihren Sitz haben, 

sind in Österreich unbeschränkt körperschaftsteuerpflichtig. Ausschlag-

gebend für den Ort der Geschäftsleitung ist, wo die für die Gesellschaft 

nötigen Maßnahmen von Wichtigkeit angeordnet und Entscheidungen ge-

troffen werden. Jüngst beschäftigte sich der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) 

mit der Frage, ob der inländische Wohnsitz eines Geschäftsführers als Ort der 

Geschäftsleitung einer ausländischen GmbH zu qualifizieren und dadurch 

eine Körperschaftsteuerpflicht dieser GmbH im Inland gegeben ist. 

Sachverhalt 

Nach einer Außenprüfung vertrat das Finanzamt die Rechtsansicht, dass der 

Ort der Geschäftsleitung einer deutschen GmbH im Inland liege. Haupttätig-

keit der Gesellschaft war die Vermittlung von Geschäftsabschlüssen im Be-

reich Jagd und Sportschützenausrüstung für ein österreichisches Unter-

nehmen, wofür die Gesellschaft eine Vermittlungsprovision erhielt. Da zum 

Zeitpunkt der Außenprüfung im Keller des inländischen Hauses des Ge-

schäftsführers Waffen, Munition und Vorführobjekte gelagert wurden, ging 

das Finanzamt davon aus, dass sich der Ort der Geschäftsleitung der deut-

schen GmbH an diesem inländischen Wohnsitz des Geschäftsführers befinde. 

Zudem vertrat das Finanzamt die Ansicht, dass das ehemalige Jugendzimmer 

des studierenden Sohnes im Haus des Geschäftsführers einen Büroraum dar-

stelle, da sich darin ein Notebook und ein Telefonanschluss befanden. 

Rechtsansicht des BFG und VwGH 

Das Bundesfinanzgericht (BFG) gab der gegen den Finanzamts-Bescheid 

erhobenen Beschwerde recht. Das Jugendzimmer des Sohnes stelle keinen 

Büroraum dar, kein einziger Gegenstand des Anlagevermögens der Gesell-

schaft befinde sich in diesem Raum, auch der im Raum vorgefundene Laptop 

gehöre dem Sohn. Beim Kellerraum handle es sich weder um einen Ver-

kaufs- oder Ausstellungsraum noch wurden dort Waren gelagert, die an 

Kunden vertrieben wurden. Der Geschäftsführer übte seine Tätigkeit im 

Prüfungszeitraum vergleichbar einem Außendienst- bzw. Vertriebsmit-

arbeiter aus und war dazu fast ausschließlich bei Kunden vor Ort oder bei der 
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Auftraggeberin tätig. Der Geschäftsführer war permanent unterwegs, ein 

konkreter Tätigkeitsort konnte nicht festgemacht werden. Ein fixes Büro war 

für diese Tätigkeit weder erforderlich noch zweckmäßig. 

Wenn die Geschäftsleitung dezentralisiert ist, ist der Ort der Geschäfts-

leitung dort, wo sich in organisatorischer Hinsicht die bedeutungsvollste 

Stelle der Leitung und Lenkung befindet. Der Geschäftsführer ist einziger 

Gesellschafter seiner deutschen GmbH, welche auch keine Büro- oder Ver-

triebsmitarbeiter beschäftigt. Bei der Beurteilung, wo die wichtigen Ent-

scheidungen für den „normalen“, also gewöhnlichen laufenden Geschäfts-

betrieb getroffen werden, ist daher allein auf den Geschäftsführer abzu-

stellen. Diese verbringt in der Regel drei Tage im Außendienst und zwei 

Tage in seinem Büro bzw. Arbeitsplatz in Deutschland. 

Nach Ansicht des BFG ist davon auszugehen, dass an diesen Tagen im Büro 

die wichtigen Entscheidungen bei der Aufarbeitung der Außendiensttätigkeit 

und des Posteinganges getroffen werden. Nur wenn ein solcher Arbeitsplatz 

samt Archiv für die Geschäftsunterlagen in Deutschland nicht vorhanden 

wäre, könnte man auf den inländischen Wohnsitz des Geschäftsführers 

zurückgreifen. 

Der VwGH bestätigte die Ansicht des BFG und fügte hinzu, dass Arbeiten 

vorbereitender Art sowie Hilfstätigkeiten am Wohnsitz keinen Ort der Ge-

schäftsleitung begründen. Der Mittelpunkt der geschäftlichen Oberleitung ist 

dort, wo der für die Geschäftsleitung entscheidende Wille gebildet wird, 

somit die für die Führung des Unternehmens notwendigen und wichtigen 

Maßnahmen getroffen werden. 
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IMPRESSUM 
  

 

Beendigung der Zustellung: 

 

Sollten Sie diese Information in 

elektronischer Form nicht mehr wünschen 

und aus dem Verteiler gestrichen werden 

wollen, übermitteln Sie uns bitte eine E-

Mail mit dem Text  

„Newsletter – Nein, Danke!“ 

an kanzlei@kytax-consulting.at. 

Wir stellen dann sofort die Zusendung ein 

und löschen Ihre Daten aus dem Verteiler. 

Herausgeber 

 

 

 

Blattlinie  

  

 
Dieser Newsletter wird ausschließlich für KlientenInnen unserer Gesellschaft, aber auch für unsere 

GeschäftspartnerInnen erstellt und diesen AdressatInnen kostenfrei übermittelt. Die fachliche Information 

ist der Verständlichkeit halber kurzgehalten und kann daher eine individuelle Beratung nicht vollständig 
ersetzen. Sie dient vielmehr der Vertiefung der Zusammenarbeit. Anregungen betreffend Form und Inhalt 

nehmen wir jederzeit gerne entgegen. 

 
Wenn Sie Auskunft über die Verarbeitung/Speicherung Ihrer Daten erhalten möchten, schicken Sie uns 

bitte ein E-Mail an   

kanzlei@kytax-consulting.at.  

 

Bei Veranstaltungen der kytax consulting erlauben wir uns, Fotos und elektronische Bilder zu 

erstellen und zu speichern. Diese werden ordnungsgemäß gespeichert und nach Ablauf der Frist gelöscht. 

Wir erlauben uns dieses Bildmaterial für unseren Newsletter zu verwenden. Vor den Veranstaltungen 
werden Sie noch zusätzlich darauf hingewiesen. Wenn Sie nicht möchten, dass wir Bildmaterial von Ihnen 

erstellen, so geben Sie uns bitte rechtzeitig vor Beginn der Veranstaltung Bescheid. Herzlichen Dank. Sie 

können vorab schon ein E-Mail an kanzlei@kytax-consulting.at übermitteln bzw. diese Information direkt 
beim Empfang am Tag der Veranstaltung deponieren.  

 

kytax consulting Steuerberatungs- und Unternehmensberatungs GmbH & Co KG  
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E: kanzlei@kytax-consulting.at, www.kytax-consulting.at   

HG Wien, FN 355433x, DVR. 4003860  

 

Informationsblatt zu betriebswirtschaftlichen und steuerlich relevanten Themen für eine 

umfassende Information der eigenen KlientInnen. Alle Artikel sind geschlechtsneutral gemeint 

und es wurde daher auf eine genderneutrale Formulierung verzichtet.  
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